Die Lizenz zum Weitermachen?

SPÖ-Wissenschaftssprecher Erwin Niederwieser zieht Bilanz über knapp drei Jahre schwarz-blaue Wissenschaftspolitik und stellt seine Pläne für die Zukunft vor

Um eine Lizenz zur Fortsetzung ihrer Universitätspolitik bemühen sich am 24. November 2002 Frau Elisabeth Gehrer und Herr Dr. Martin Graf. Sie stehen für die Wissenschaftspolitik der im September resignierenden Regierung. 


Von forschungs- und wissenschaftspolitischer Relevanz sind auch die Wiederkandidaturen der Herren Dr. Martin Bartenstein, Mathias Reichhold (beide Forschung) und des Herrn Mag. Herbert Haupt (Medizinfakultäten) sowie die bisherige Arbeit der Frau Dr. Susanne Riess-Passer (Öffentlicher Dienst).

Nach allem, was ich bisher aus dem Kreis der Universitätsangehörigen aller Gruppen - vom Portier bis zu den Rektoren – gehört habe, könnte ich es mir leicht machen und sagen: „Ziehen sie anhand dieser Namen selbst eine Bilanz und wer glaubt, diese Konstellation noch einmal wählen zu müssen, der oder dem ist nicht mehr zu helfen.“ 

Manchmal ist es auch nützlich, jemanden an seinen eigenen Aussagen zu messen. Bundeskanzler Dr. Schüssel in der Regierungserklärung vom 9.2.2000 (also vor dem Start des Projektes Weltklasse-Uni): „Unsere Universitäten erbringen international anerkannte Leistungen auf höchstem Niveau. Wir wollen sie zu einer echten Selbständigkeit mit mehrjährigen Leistungs-verträgen führen. Sie sollen künftig ihre Budget- und Personalgestaltung vollkommen eigenständig vornehmen. Mit einem modernen, leistungsorientierten Dienstrecht wollen wir jungen Akademikern zusätzliche Chancen bieten und die Mobilität zwischen den Berufsfeldern fördern.“ So spricht ein echter Zyniker.

Oder messen sie die Leistungen der Bundesregierung am Wahrheitsgehalt. Bundesministerin Gehrer am 3. August 2000: „Bildung darf nicht kaputt gespart werden, denn sie ist unsere wichtigste Investition in die Zukunft. Eine Diskussion um Studiengebühren gibt es einfach nicht.“

Eine Bilanz aus unserer Sicht sieht daher wenig Positives. Ein bescheidener Erfolg war sicher die Erhöhung der Forschungsquote von ca. 1,8 auf 1,9 % des BIP, die FHStG-Novelle und kleinere Novellen zum Studienrecht, die gemeinsam beschlossen wurden. Dann endet diese Liste auch schon. Auf der Negativ-Seite sind die Studiengebühren und das Universitätsgesetz, zu dessen inhaltlicher Kritik wir schon sehr viel geschrieben haben und - aus meiner Sicht in erster Linie - die sogenannten „Softskills“ zu verbuchen. Das heißt, es sind die Motivation der Beschäftigten, das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Universitäten und das der Universitäten an ihren Eigentümer und es ist die Anerkennung die einer gesellschaftlich so wichtigen Institution wie den Universitäten in einer Gesellschaft gebührt. In all diesen Bereichen – Motivation, Vertrauen und Anerkennung – ist die Bilanz desaströs. 

Unser Ziel ist eine neue Innovationsallianz aus Wissenschaft und Politik

1. Im ORF-Wissenschaftsmagazin war dieser Tage ein Beitrag über den Weg Islands in eine „Wasserstoffgesellschaft“ zu sehen – entstanden aus einem engen Bündnis aus Wissenschaft und Politik und es wurde klar, zu welch ungeheuer positiven Veränderungen einer Gesell-schaft ein solches Bündnis fähig ist. Das ist das erste und wichtigste Ziel und es soll erreicht werden, nicht nur auf Ebene der Verwaltung sondern auch auf parlamentarischer Ebene durch die Schaffung eines Ausschusses für Zukunftsfragen wie es ihn im finnischen Parlament mit großem Erfolg bereits gibt. Dort werden die längerfristigen Auswirkungen eines jeden Gesetzes anhand von wissenschaftlichen Expertisen analysiert und erst dann wird ent-schieden. „Speed-kills“-Mentalität hat hier keinen Platz.

2. Ein Zweites ist das Primat der Politik gegenüber der Verwaltung. Wissenschaftspolitik ist Aufgabe des Parlaments und der Regierung im Dialog mit den Universitäten, den Forschungseinrichtungen und den wichtigen gesellschaftlichen Kräften. Aufgabe der Ver-waltung ist es, über die Art der Umsetzung wissenschaftspolitischer Ziele Vorschläge zu machen und diese Umsetzung dann zu garantieren. Auch hier ist in den letzten Jahren einiges falsch gelaufen – das wird es in Zukunft nicht mehr geben!

3. Nach einem Stillstand bei den Investitionen brauchen wir realistische Planungsperspektiven und dazu soll ein fünfjähriges Investitionsprogramm dienen. Eine Reihe von notwendigen Universitätsbauten an nahezu jedem Standort ist unter Hinweis auf die künftige Schwerpunktbildung aufgeschoben worden. In Wirklichkeit hat die Bereitschaft gefehlt, Geld auszugeben. Wir wollen innerhalb eines halben Jahres dieses Investitionsprogramm gemeinsam mit den Universitäten erarbeiten und vereinbaren.

4. Die Aufhebung des Universitätsgesetzes 2002 einschließlich der Studiengebühren.

5. Rascher Abschluss der Verhandlungen über ein neues Dienstrecht zwischen den Tarifpartnern – sollte sich ein solcher Abschluss nicht bis Mitte 2003 abzeichnen, dann Schaffung gesetzlicher Bestimmungen über die Möglichkeit durchgängiger Karrieren.

6. Öffnungsklausel für Universitätsreformen, das heißt es soll an einzelnen Standorten möglich sein, Erfahrungen mit neuen Organisationsmodellen zu gewinnen. Nach meinem Dafürhalten müssen dabei Organisationsprinzipien angewandt werden, die der Wissens-gesellschaft der Zukunft Rechnung tragen. Das heißt: weitgehend selbständige Organisations-einheiten für das Agieren in internationalen Netzwerken, frühe Eigenverantwortung bei wissen-schaftlichen Projekten, Förderung des Teamgeists, universitätsübergreifende Studien-angebote (einschließlich ausländischer Universitäten).

7. Essentiell für unseren Erfolg in der Zukunft ist die Internationalisierung in beiden Richtungen. Das heißt sowohl das Outgoing als auch das Incoming von WissenschafterInnen, Studierenden und administrativem Personal muss deutlich verstärkt und durch Programme unterstützt werden. Nur wer bereit ist, gegen jegliche Abschottungspolitik aufzutreten, kann überhaupt als Regierungspartei in Frage kommen.

8. Neue Medien und Fernstudien bedürfen einer erhöhten Aufmerksamkeit, wobei sich auf diesem Feld Kooperationen geradezu anbieten und wichtig erscheint mir 

9. die soziale Sicherheit sowohl beim Studium als auch für junge Wissenschafterinnen und Wissenschafter in einer Phase der Familiengründungen.

10. Die Gleichstellungspolitik ist nicht am Ende, sondern bestenfalls am Anfang. Nach der „Eroberung“ von Mehrheiten unter den Studierenden und AbsolventInnen ist es an der Zeit, dass der Anteil von Frauen in universitären Leitungsfunktionen und unter den ProfessorInnen deutlich erhöht wird.

11. Ich trete auch durchaus dafür ein, dass die Kooperation zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft verstärkt wird. Aber es bedarf klarer Regeln, damit es zu keiner Abhängigkeit der Wissenschaft von der Wirtschaft führt und es bedarf der Einhaltung ethischer Grundsätze - und dies nicht nur im Bereich der Biotechnologien. 

12. Eine weitere Aufgabe ist es, das Nebeneinander von Universitäten, Fachhochschulen und Hochschulen für pädagogische Berufe zu beenden und alle Tertiäreinrichtungen auf Hochschulniveau in ein Netzwerk zu integrieren.

All diese Punkte vermitteln den Eindruck, dass auch in Zukunft viel reformiert werden wird. Reformen sind unerlässlich und jede Organisation hat sich permanent weiterzuentwickeln und erfolgreiche Organisationen tun dies in der Regel von sich aus. Es ist mir aber sehr wohl bewusst, dass die Kernaufgaben der Universität die Arbeit bestimmen müssen und dass der Aufwand für Reformen verkraftbar sein muss. Lehre, Forschung, Betreuung der Studierenden, eine effiziente Verwaltung, Kooperation mit dem gesellschaftlichen Umfeld, die Universität als Beratungsagentur für Innovationen, internationale Kontakte und aktive Angebote für die Wissensgesellschaft der Zukunft mit einem Schwerpunkt im Bereich des Lebensbegleitenden Lernens – all dies zähle ich zu den Kernaufgaben.

Einer Politik der Emotionen und Gefühle stellen wir das ständige Bemühen nach einer Verwissenschaftlichung der Politik gegenüber. Es besteht ein Bedarf an Erkenntnissen, die unsere Gesellschaft für alle besser macht.
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